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Vorwort
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nommen. Literatur und Rechtsprechung konnten vor Drucklegung bis Ende Sep-
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gen befassten sich jedoch fast ausschließlich mit der Nachfolge in öffentlich-recht-
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vollständig außer Acht gelassen. Diese gewinnen aber zunehmend an Bedeutung,
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Im Zuge der Verselbständigung der Universitätsklinika entstand daher auch auf
Anregung meines Doktorvaters, Herrn Universitätsprofessor Dr. Dirk Olzen, die
grundlegende Idee zu dieser Arbeit. Ihm steht aber nicht nur dafür Dank zu. Viel-
mehr gebührt ihm für die fortwährende persönliche und individuelle Betreuung
sowie die Tätigkeit in einer von Sympathie und Entgegenkommen geprägten At-
mosphäre, die ihresgleichen sucht, mein herzlicher Dank. Des Weiteren bedanke
ich mich bei Herrn Universitätsprofessor Dr. Ulrich Noack für die Übernahme des
Zweitgutachtens.

Jeder, der eine solche Arbeit zu Ende gebracht hat, weiß, wie wertvoll die Hilfe
anderer ist. Deswegen bedanke ich mich bei allen Verwandten, Freunden und Be-
kannten, die stets ein offenes Ohr hatten und mir mit fachlichem oder mensch-
lichem Rat zur Seite standen.

Mein innigster Dank gebührt aber meinen Eltern. Ohne ihre ideelle und mate-
rielle Unterstützung wäre dieses Projekt niemals zu einem solchen Abschluss ge-
kommen. Ihnen widme ich diese Arbeit.

Breitscheid, im September 2003 Thorsten Burg
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1. Kapitel

Einleitung

A. Praktische Hintergründe

Die Rechtsnachfolge unter Hoheitsträgern ist juristisch ein offenes Feld. Sie er-
langte insbesondere nach dem zweiten Weltkrieg, und zwar hinsichtlich der Nach-
folge der Bundesrepublik Deutschland in die Rechte und Pflichten des Deutschen
Reiches1, aber auch im Zuge der Kommunalreform2 sowie im Rahmen der Wieder-
vereinigung3 wesentliche Bedeutung. Dabei stand allerdings stets die Frage der
Nachfolge in öffentlich-rechtliche Rechtspositionen im Vordergrund. Die zivilrecht-
lichen Auswirkungen der Rechtsnachfolge unter öffentlich-rechtlichen Rechts-
trägern wurden trotz erheblicher Bedeutung kaum behandelt.

Das erscheint umso verwunderlicher, als insbesondere in jüngerer Zeit eine
zunehmende Anzahl von Umstrukturierungen unter juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts festzustellen ist4. Mit Verordnung vom 1. Dezember 2000 wur-
den die medizinischen Einrichtungen, § 34 HG (nw), der Hochschulen Münster5,
Köln6, Essen7, Düsseldorf8, Bonn9 und Aachen10 als Universitätsklinikum zu ei-
ner selbständig rechtsfähigen juristischen Person des öffentlichen Rechts umge-
bildet. Dabei handelt es sich entsprechend dem Wortlaut der Verordnungen um
Anstalten des öffentlichen Rechts. Sie erfüllen die dem Land Nordrhein-West-
falen gem. § 1 Abs. 2 S. 1 KHG NRW obliegende Aufgabe der Krankenversor-
gung in Krankenhäusern. Ebenso „dien[en sie] dem Fachbereich Medizin der [je-

1 Dazu beispielsweise Grewe, DRZ 1949, 313; Coing, NJW 1954, 817; Freudling, NJW
1954, 1786.

2 Siehe dazu die Arbeiten von Hassel, Rechtsfolgen kommunaler Gebietsreform, und
Schink, Rechtsnachfolge bei Zuständigkeitsveränderungen in der öffentlichen Verwaltung.

3 Stern, Deutsche Wiedervereinigung; Ipsen, Verfassungsrecht im Wandel, FS Heymanns
Verlag, Teil I.

4 So etwa die Ausgliederung der Universitätsklinika aus den Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen, GVBl. NW 2000, 716 ff.

5 GVBl. NW 2000, 716 ff.
6 GVBl. NW 2000, 721 ff.
7 GVBl. NW 2000, 725 ff.
8 GVBl. NW 2000, 729 ff.
9 GVBl. NW 2000, 734 ff.
10 GVBl. NW 2000, 738 ff.



weiligen Hochschule]11 zur Erfüllung seiner Aufgaben in Forschung und Leh-
re“12. In großem Umfang fanden in den letzten Jahren auch strukturelle Verän-
derungen unter Krankenkassen, die gem. § 4 Abs. 1 SGB V Körperschaften des
öffentlichen Rechts sind, statt. Die Zahl der allgemeinen Ortskrankenkassen in
den alten Bundesländern sank zwischen 1990 und 2002 um 255 von 267 auf 12
Krankenkassen. Die Betriebs- und Innungskrankenkassen reduzierten sich von
633 (BKK) bzw. 122 (IKK) im Jahre 1990 auf 275 (BKK) bzw. 19 (IKK). In
den neuen Bundesländern verringerte sich die Zahl der Allgemeinen Ortskran-
kenkassen zwischen 1991 und 2002 von 12 auf 5 Krankenkassen. Von 37 Be-
triebs- und 23 Innungskrankenkassen blieben 12 bzw. 6 Krankenkassen über13.
Die zahlenmäßigen Veränderungen resultieren aus der Möglichkeit, Krankenkas-
sen auf Beschluss der Verwaltungsräte gem. §§ 144 ff. SGB V zusammenzule-
gen. In diesem Fall entsteht gem. § 144 Abs. 4 S. 2 SGB V eine neue Kranken-
kasse, die Gesamtrechtsnachfolger der vereinigten Krankenkassen wird. Ver-
gleichbare zahlenmäßige Veränderungen sind auch unter Sparkassen festzustel-
len. Gem. § 32 SpkG (nw) können benachbarte Sparkassen, die gem. § 2 SpkG
(nw) juristische Personen des öffentlichen Rechts sind, vereinigt werden, so dass
entweder gem. § 32 Abs. 1 Nr. 1 SpkG (nw) „eine Sparkasse entsteht, auf die
das Vermögen der beteiligten Sparkassen als Ganzes übergeht [ . . . ]“, oder gem.
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 SpkG (nw) „eine Sparkasse von einer bestehenden oder neu zu
errichtenden Sparkasse aufgenommen wird, auf die das Vermögen als Ganzes
übergeht“. Die Zahl der Sparkassen in Gesamtdeutschland sank infolge von Zu-
sammenschlüssen zwischen dem 31. Dezember 1990 und Januar 2002 von 770
Instituten auf 535 Institute. In Nordrhein-Westfalen (Verbandsgebiete „Rhei-
nischer Sparkassen- und Giroverband, Düsseldorf“ und „Westfälisch-Lippischer
Sparkassen- und Giroverband, Münster“) waren zwischen Anfang 1990 und Ja-
nuar 2002 insgesamt 14 Institutszusammenschlüsse zu verzeichnen14. Damit ist
die Liste der Beispiele möglicher Rechtsnachfolgekonstellationen unter juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts jedoch noch nicht erschöpft. Industrie-
und Handelskammern, die gem. § 3 Abs. 1 IHKG Körperschaften des öffentli-
chen Rechts sind, können beispielsweise gem. § 1 S. 1 IHKG (nw) durch Rechts-
verordnung umstrukturiert werden. Das erfolgte zuletzt durch die Verordnung
über die Neugliederung der Industrie- und Handelskammern in NRW vom 1.
März 197715.

26 1. Kapitel: Einleitung

11 Ergänzungen durch Verfasser.
12 So z. B. der Wortlaut von § 2 Abs. 1 der Verordnung über die Errichtung des Klinikums

Düsseldorf der Universität Düsseldorf als Anstalt des öffentlichen Rechts vom 1. Dezember
2000 (GVBl. NW 2000, 729 ff.).

13 Quelle: Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V.; eigene Darstellung nach: BMG.
Zu geplanten Krankenkassenfusionen siehe auch FAZ vom 05. 11. 2002, S. 14; 22. 02. 2003,
S. 12.

14 Quelle: Statistik des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, Berlin. Zur aktuellen
Bedeutung der Rechtsnachfolge unter Sparkassen vgl. FAZ vom 21. 09. 2002, S. 21;
26. 09. 2002, S. 12; 12. 11. 2002, S. 13; 16. 06. 2003, S. 16; 23. 09. 2003, S. 16.



In allen Fällen fand zwischen den beteiligten Rechtsträgern Rechtsnachfolge
statt. Auch wenn die zivilrechtliche Rechtsnachfolge im Gegensatz zur öffentlich-
rechtlichen normiert ist16, wie die erb- sowie umwandlungsrechtlichen Regelungen
zeigen, so sind im Zusammenhang mit der zivilrechtlichen Rechtsnachfolge unter
Hoheitsträgern immer noch verschiedene Fragen ungeklärt. Das gab Anlass zu der
vorliegenden Untersuchung, deren Schwerpunkt in der Betrachtung der Rechts-
nachfolge öffentlich-rechtlicher Rechtsträger in zivilrechtliche Rechtspositionen
liegen soll17. Die zivilrechtliche Tätigkeit juristischer Personen des öffentlichen
Rechts wirft hinsichtlich der Rechtsnachfolge in privatrechtliche Rechtspositionen
zunächst die Frage auf, ob eine solche Sukzession allein nach zivil- oder öffent-
lich-rechtlichen Rechtsnachfolgegrundsätzen stattfindet, oder beide Rechtsgebiete
kumulativ Anwendung finden. Gegebenenfalls erfordert die Rechtsnachfolge unter
juristischen Personen des öffentlichen Rechts sowohl eine öffentlich-rechtliche
Rechtsnachfolgeanordnung, die Bestandteil hoheitlicher Rechtsgestaltung ist, als
auch einen gesonderten zivilrechtlichen Übertragungstatbestand. Für die oben an-
gesprochene Rechtsnachfolge zwischen Universität und Universitätsklinikum be-
deutet das beispielsweise, dass eine Verbindlichkeit der Universität, die auf das
Universitätsklinikum im Zuge dessen Verselbständigung übergehen soll, bereits
durch die (öffentlich-rechtliche) Verordnung übergeleitet werden kann, oder aber
erst aufgrund einer gesonderten (zivilrechtlichen) Schuldübernahme gem.
§§ 415 ff.18 übergeht.

B. Gang der Untersuchung

Der Gang der Untersuchung orientiert sich dabei an den zivilrechtlichen Voraus-
setzungen der Rechtsnachfolge, die das Vorhandensein einer Rechtsposition, Erfül-
lung eines Übertragungstatbestandes sowie die Übergangsfähigkeit der Rechts-
position umfassen. Folglich werden mit Rücksicht auf die Notwendigkeit einer
Rechtsposition zunächst Entstehung und (zivilrechtliche) Handlungsmöglichkeiten
juristischer Personen des öffentlichen Rechts näher betrachtet, um anschließend
der Frage der Übertragung von Rechtspositionen nachgehen zu können.

Im Zusammenhang mit dem Übertragungstatbestand als zweite Voraussetzung
der Rechtsnachfolge wird dann zuerst geprüft, ob die Sukzession einer juristischen
Person des öffentlichen Rechts in eine zivilrechtliche Rechtsposition bereits auf-
grund einer öffentlich-rechtlichen Rechtsnachfolgeanordnung stattfindet, oder da-
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15 GVBl. NW S. 95 / SGV NW 7124, geändert durch VO vom 05. 11. 1981 (GVBl. NW
S. 682).

16 Stadie, DVBl. 1990, 501.
17 Zur Rechtsnachfolge im öffentlichen Recht vgl. umfassend die Habilitationsschrift von

Dietlein, Nachfolge im öffentlichen Recht.
18 §§ ohne nähere Bezeichnung sind solche des BGB.




